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Einführung 

I . Problemdarstellung 

Der rasche wissenschaftliche und technische Fortschritt, der mi t dem 
Beginn des 20. Jahrhunderts und insbesondere mi t dem Ende des Zwei-
ten Weltkrieges einsetzte, hat im Hinblick auf die Wasserverschmut-
zung weitreichende Konsequenzen. Aber gerade der Verunreinigung 
der Meere als einer wesentlichen Störungsquelle für das ökologische 
Gleichgewicht der Erde wurde von den Staaten bisher nicht die ihr 
angemessene Bedeutung eingeräumt. Besonders in Entwicklungslän-
dern w i rd auf die Reinerhaltung des Meeres beim Aufbau der Indu-
strien nur wenig Rücksicht genommen. Die größtmögliche Zurückhal-
tung bei der Eingabe von Schadstoffen  in den marinen Lebensraum 
bedingt nämlich in der Regel wirtschaftliche Einschränkungen, die die 
zwischen der nördlichen und südlichen Hemisphäre existierende K lu f t 
auf unabsehbare Zeit bestehen ließe. 

Während von Wissenschaftlern bereits seit längerer Zeit von der im-
mer rascheren Zunahme der Verschmutzung sowohl nationaler Ge-
wässer als auch der Ozeane gewarnt wurde1, drang das Problem erst in 
den letzten Jahren, freilich dann sehr heftig, in das Bewußtsein der 
Allgemeinheit. Unter dem Druck der öffentlichen  Meinung steigerten 
die hochentwickelten Staaten ihre Bemühungen auf dem Gebiet des 
innerstaatlichen Wasserschutzes, während parallel dazu eine Reihe von 
internationalen Vereinbarungen getroffen  wurde, deren Bestimmungen 
dem ständigen Anwachsen der Meerwasserverschmutzung Einhalt ge-
bieten sollen2. Ob mi t diesen völkerrechtlichen Verträgen das ange-
strebte Ziel bereits erreicht wurde oder ob es noch weiterer Regelungen 
bedarf,  um das Problem der Verschmutzung der Hohen See befriedi-

1 Schon auf der Genfer Seerechtskonferenz  von 1958 nahm die Vol lver-
sammlung am 23. Ap r i l für den Bereich der Meeresverschmutzung durch 
radioaktive Material ien eine Resolution an, in der auf die Gefährlichkeit 
derartiger Substanzen hingewiesen und der I A E A die Verpfl ichtung aufer-
legt wurde, ein Programm zur Verhütung radioaktiver Verunreinigungen 
zu entwickeln, U N Doc. A/Conf.l3/L.17 annex I I : U N Conference, Vol. I I , 
S. 101. 

2 Die Problematik der Meeresverschmutzung umfaßt neben der Nutzung 
der Meere als Abfal lgrube auch die unbeabsichtigte Verunreinigung, wie sie 
durch Schiffsunfälle  geschehen kann. 
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gend lösen zu können, w i rd Gegenstand der vorliegenden Untersuchung 
sein. Sicher kann jedenfalls die erhöhte internationale Akt iv i tä t auf 
diesem Gebiet als Indiz für eine Regelungsbedürftigkeit  dieses Sach-
verhaltes gewertet werden. 

Zuvor sind jedoch zum besseren Verständnis der hier zu behandeln-
den Thematik einige Bemerkungen über die bestehenden wirtschaft-
lichen und naturwissenschaftlichen Zusammenhänge unerläßlich. Der 
zunehmende Gebrauch schädlicher Stoffe,  die geeignet sind, das ökolo-
gische Gleichgewicht der Natur zu zerstören, zeigt gefährliche Auswir-
kungen in fast allen Bereichen des menschlichen Lebens. Industrie, 
Landwirtschaft,  kommunale und private Haushalte müssen beträcht-
liche Mengen von Abfällen und Abwässern beseitigen. Von den begin-
nenden Veränderungen bleiben auch die Meere nicht verschont. Dabei 
schien lange Zeit gerade dieser Teil des ökologischen Systems der Erde 
größere Abfallmengen unbeschadet aufnehmen zu können. Der Ante i l 
der Ozeane an der Erdoberfläche  von 71 °/o, die mitt lere Wassertiefe 
von 3790 m und das Wasservolumen von 1,4 Mrd. Kubikki lometern 3 

erweckten den Anschein eines unerschöpflichen Reservoirs, so daß, von 
lokalen Erscheinungen einmal abgesehen, Veränderungen des Meer-
wassers durch die Verbringung von Abfällen und Abwässern unvor-
stellbar waren. Demgemäß boten sich die Organe als riesige Abfal l -
grube für die Bewältigung der durch das wirtschaftliche Wachstum in 
den Industriestaaten verursachten, zunehmenden Umweltverschmut-
zung geradezu an. Über die Größenordnung der im Meer versenkten 
Abfälle können meist nur grobe Schätzungen Aufschluß geben. Es gibt 
erst zwei Berichte, die aufgrund wissenschaftlicher Untersuchungen 
detaillierte Zahlen über die ins Meerwasser eingegebenen Abfallmen-
gen angeben. Beide Arbeiten des „Internationalen Rates für die Erfor-
schung der Meere" beschränken sich jedoch auf die Randmeere Nord-
und Ostsee, da sie grundlegenden Forschungen über naturwissenschaft-
liche Tatbestände leicht zugänglich sind4. Schon diese nur für den regio-
nalen Bereich ermittelten Fakten zeigen das ganze Problem. Der Grund 
für die Nutzung der Meere als Müllgrube ist vorwiegend in der Kosten-
ersparnis bei der Abfallbeseitigung im Meer zu suchen. Überdies ge-
schieht die Eingabe von Schadstoffen  ins Meerwasser häufig in der 

3 Material ienband der Bundesregierung, Projektgruppe „Hohe See und 
Küstengewässer", S. 179. 

4 ICES, Series A No. 13; ICES Report of the Working Group on Pol lut ion 
of the Bal t ic; weitere Angaben über die i n die Nordsee und Ostsee einge-
brachten Abfallstoffe  sind in dem Material ienband zum Umweltprogramm 
der Bundesregierung aus dem Jahre 1971 enthalten, der aber einseitig auf 
die Bedürfnisse eines nationalen Umweltschutzes ausgerichtet ist, vgl. 
S. 180 f., wonach die Nordsee jähr l ich über 4,5 Mi l l , t industr iel ler Abfa l l -
stoffe  empfängt. 
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Überzeugung, daß keine gefährlichen Auswirkungen auf die marine 
Umwelt zu erwarten sind5. Dabei w i rd jedoch übersehen, daß physika-
lische, chemische und biologische Prozesse im Meerwasser zu einer 
Konzentrierung schädlicher Stoffe  führen können, die die Selbstreini-
gungskraft  der betroffenen  Gewässer überfordert.  Die Kenntnisse von 
Toleranzgrenzen für den Schadstoffgehalt  im Meerwasser, von der Be-
lastbarkeit der Meere mi t derartigen Substanzen und von der Verdün-
nung oder dem Verbleib gefährlicher  Konzentrate im Meerwasser sind 
nur lückenhaft. Ebenso fehlen Erfahrungen mi t der Anreicherung und 
dem Abbau von Schadstoffen  in der Nahrungskette des Meeres, die die 
Gesundheit des Menschen mittelbar gefährden können6. Im Ergebnis 
sind somit die Folgen der Versenkung schädlicher Substanzen im Meer 
heute noch unberechenbar. 

Nach allem steht fest, daß in Zukunft das im klassischen Völkerrecht 
geltende „laissez faire "-Prinzip nicht unverändert bestehen bleiben 
kann. Andererseits kann ein generelles Verbot, das im Gegensatz zu 
wirtschaftlichen Gesichtspunkten stände, auch keinen befriedigenden 
Interessenausgleich ermöglichen. Vielmehr ist nach einer vermittelnden 
Lösung zu suchen. Als Kompromiß kommt ein in einigen völkerrecht-
lichen Verträgen zum Teil schon verwirklichtes Modell in Betracht, das 
die Schadstoffe  nach ihrer Gefährlichkeit  für den marinen Lebensraum 
einteilt und ein elastisches System aufstellt, das entsprechend den 
Wirkungen bestimmter Substanzen auf das Meerwasser ein Verbot mi t 
Erlaubnisvorbehalt oder eine Erlaubnis mi t Verbotsmöglichkeit vor-
sieht. Dieses Verfahren,  Verbotsnormen zu schaffen,  ist jedoch nur 
dort durchführbar,  wo wissenschaftliche Untersuchungen über die 
Schädlichkeit bestimmter Substanzen vorhanden sind. 

Immerhin erscheint die Orientierung am Grad der Gefährlichkeit  der 
in das Meerwasser eingegebenen Stoffe  als der einzig erfolgverspre-
chende Weg zur Verschmutzungsbekämpfung. Die Maximalforderung 
eines vollständigen Verbots der Abfallverbringung  w i rd kaum eine 
Chance haben, sich im internationalen Recht durchzusetzen und ist 
wohl auch nicht erforderlich.  Soweit daher im Verlaufe der Arbeit ein 
Verbot der Meerwasserverschmutzung sowohl anhand der heutigen als 
auch für eine mögliche künftige Rechtsordnung geprüft  wird, soll die-

5 So die Rechtfertigung der amerikanischen Atomenergiekommission für 
die Ablagerung radioaktiven Materials i n der Tief see; ebenso die Bundes-
regierung bei der Frage der Versenkung von Cyanid-Fässern i m At lan t ik . 

6 So wurde in Japan, das woh l am meisten unter der Umweltverschmut-
zung zu leiden hat, eine ganze Reihe von Krankheitsbi ldern beobachtet, die 
auf den Genuß von Meeresfischen und anderen Meeresprodukten zurück-
zuführen sind; dazu zählen die durch Ansammlungen von Quecksilber aus-
gelöste Minamata-Krankhei t , die auf Kadmiumvergi f tungen zurückgehende 
I ta i - I ta i -Krankhei t , die vom PCB hervorgerufene  Kanemi-Krankhei t und 
die durch Arsen bedingte Morinaga-Krankheit . 


